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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 


a) zu dem Antrag der Abgeordneten Ulla Jelpke, Steffen Tippach 
und der weiteren Abgeordneten der PDS 
- Drucksache 1 3/21 2 - 

Stopp der Militär- und Wirtschaftshilfe an die Türkei sowie Vermittlung 
für eine politische Lösung in Kurdistan/Türkei 


b) zu dem Antrag der Abgeordneten Angelika Beer und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/538 - 

Politik der Bundesregierung gegenüber der Türkei 


A. Problem 

Die kriegerischen Handlungen der Türkei gegen die Kurden im 
Südosten des Landes führen zu Verbrechen an Menschenleben, 
Flucht und Vertreibung. Die Anwendung von Waffengewalt und 
gezielte türkische Einsätze führen zur Zerstörung der Lebens- 
grundlagen, der sozialen und gesellschaftlichen Strukturen der 
kurdischen Bevölkerung. Die mit ihnen verbundenen Menschen- 
rechtsverletzungen, Repressionen gegen kurdische Organisatio- 
nen, Zeitungen und bekannte Persönlichkeiten wie Schriftsteller 
und kurdische Abgeordnete schaden dem internationalen Anse- 
hen der Türkei und ihrer derzeitigen Regierung. Waffenlieferun- 
gen und Rüstungsgeschäfte mit der Türkei sind nicht geeignet, 
eine poütische Lösung des Konfhkts und der kurdischen Frage 
herbeizuführen. 
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B. Lösung 

Waffenlieferungen der Bundesrepublik Deutschland und anderer 
NATO-Partner an die Türkei müssen eingestellt, die türkische Re- 
gierung mit allem Nachdruck der Verletzung von Menschenrech- 
ten angeklagt werden. 

Internationale Bemühungen um einen Waffenstillstand und eine 
Einstellung terroristischer Anschläge als Voraussetzung für die 
Einleitung eines Friedensprozesses sind durch Unterstützung 
eines Dialogs zwischen den Konfliktparteien zu fördern. 

Ablehnung mit breiter Mehrheit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Bilaterale und internationale Verhandlungen mit der türkischen 
Regierung mit dem Ziel, auf eine Änderung der türkischen Kur- 
denpolitik hinzuwirken. Eine Ausgrenzung der Türkei aus der 
europäischen Politik und aus internationalen Organisationen 
würde die Gefahr einer weitergehenden Isolation des Landes ver- 
größern, die demokratischen Kräfte in der Türkei weiter schwä- 
chen und Bestrebungen fimdamentalistischer Kreise fördern, 
einen religiösen Gegensatz zu verschärfen. 

Die weitere Mitghedschaft der Türkei im Europarat und der ge- 
plante Abschluß des Vertrages zur Schaffung einer Zollunion zwi-. 
schen der Europäischen Union und der Türkei sind zu begrüßen, 
müssen jedoch an die Anerkennung der Prinzipien und Wertvor- 
steUungen der Europäischen Union durch die türkische Regie- 
rung geknüpft werden. 


D. Kosten 

Keine 
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Beschiußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschheßen, 

a) den Antrag der Abgeordneten Ulla Jelpke, Steffen Tippach und 
der weiteren Abgeordneten der PDS 

-Drucksache 13/212- 

und 

b) den Antrag der Abgeordneten Angelika Beer und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

-Drucksache 13/538- 

abzulehnen. 


Bonn, den 17. Mai 1995 


Der Auswärtige Ausschuß 

Dr. Karl-Heinz Homhues Christian Schmidt (Fürth) Dr. Christoph Zöpel 

Vorsitzender Berichterstatter 

Ulrich Inner Steffen Tippach 

Berichterstatter 


Angelika Beer 

Berichterstatterin 


3 



Drucksache 13/1520 


Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode 


Bericht der Abgeordneten Christian Schmidt (Fürth), Dr. Christoph Zöpel, 
Angelika Beer, Ulrich Irmer und Steffen Tippach 


1. Der Deutsche Bundestag hat in seiner 21. Sitzung 
am 16. Februar 1995 die Anträge der Abgeordne- 
ten Ulla Jelpke, Steffen Tippach und der weiteren 
Abgeordneten der PDS - Drucksache 13/212 - 
und der Abgeordneten Angelika Beer und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Druck- 
sache 13/538 - an den Auswärtigen Ausschuß 
federführend und zur Mitberatimg an den Vertei- 
digungsausschuß und den Ausschuß für die Ange- 
legenheiten der Europäischen Union überwiesen. 

2. Der Verteidigimgsausschuß hat beide Anträge in 
seiner 9. Sitzung am 27. April 1995 beraten und 
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD und F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der 
PDS abgelehnt. 

3. Der Ausschuß für die Angelegenheiten der Euro- 
päischen Union hat die Anträge in seiner 10. Sit- 
zung am 10. Mai 1995 beraten und ihre Ableh- 
nung empfohlen. 

4. Der federführende Auswärtige Ausschuß hat die 
Anträge der Abgeordneten Ulla Jelpke, Steffen 
Tippach und der weiteren Abgeordneten der PDS 
- Drucksache 13/212 - und der Abgeordneten An- 
gelika Beer und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - Drucksache 13/538 - in seiner 16. Sit- 
zung am 17. Mai 1995 beraten. 

Die Berichterstatter der Koalitionsfraktionen und 
der Fraktion der SPD stimmten überein, den Dia- 
log mit der Türkei mit dem Ziel einer politischen 
Lösimg der Kurdenfrage fortzusetzen, gegen 
Menschenrechtsverletzungen entschieden einzu- 
treten, in dieser Frage an die Türkei als Mitglied 
des Europarates sogar schärfere Maßstäbe anzu- 


Bonn, den 17. Mai 1995 


legen, im übrigen aber auch die laufenden Ver- 
handlungen fortzusetzen. Entschieden sprachen 
sich die Berichterstatter gegen den Satz in der 
Begründung des PDS -Antrages aus, die PKK sei 
entgegen der auch durch die Bundesregierung 
vertretenen Ansicht eine „terroristische Vereini- 
gxmg", nach internationalem Völkerrecht eine 
„Befreiungsbewegung, die die Interessen eines 
in jeder Hinsicht unterdrückten Volkes ver- 
tritt". 

Die Berichterstatter der antragstellenden Gruppe 
der PDS und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN erläuterten und ergänzten ihre Anträge: 
die geforderte Beobachtungsdelegation der OSZE 
solle ständig in den kurdischen Gebieten einge- 
setzt sein, um Voraussetzungen für die Aufnahme 
von Verhandlungen zwischen der türkischen 
Regierung und der kmdischen Bewegung zu 
schaffen. 

Die Anträge der Abgeordneten Ulla Jelpke, Stef- 
fen Tippach und der weiteren Abgeordneten der 
PDS - Drucksache 13/212 - wurde mit den Stim- 
men der Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD, F.D.P, zweier Vertreter der Fraktion BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der bei- 
den Vertreter der Gruppe der PDS bei Enthaltung 
eines Abgeordneten der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Der Antrag der Abgeordneten Angelika Beer und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Druck- 
sache 13/538 - wurde von den Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und F.D.P. gegen die Stimmen 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
Gruppe der PDS ebenfalls abgelehnt. 


Christian Schmidt (Fürth) Dr. Christoph Zöpel Angelika Beer Ulrich Irmer Stellen Tippach 

Berichterstatter Berichterstatterin Berichterstatter 
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